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Perſonalien. — Erledigungen. 


Die „Räumung“ nach öſterreichiſchem Waſſerrechte. 


Die Gerinne öffentlicher oder ſogenannter Privatgewäſſer find 
eg d c e e aber durch 15 1 un 

es Gewa gebildete Ri 5 
aber künſtäche Anlagen. innſale, Bach- oder Flußbette oder 

Beide Kategorien erleiden (von den Ausnahmsfällen der Allu⸗ 
vion, Avulſion und Insula nata abgeſehen) durch Sinkſtoffe oder 
Pflanzenwuchs und Eisbildung lebenſo wie das Gewäſſer ſelbſt) mehr 
oder minder belangreiche Veränderungen oder Umbildungen. 

Sowohl der Pflanzenwuchs, als auch die bei natürlichen oder 
künſtlichen Gefällsbrüchen im ausgedehnteren Maße auftretenden Ab⸗ 
lagerungen von Sinkſtoffen find entweder auf natürliche oder künſtliche 
Urſachen oder auf das Zuſammenwirken von beiderlei Urſachen zurück⸗ 
zuführen. 

Anpflanzungen beſchränken ſich wohl zumeiſt auf Böſchungen 
und Ufer; Sinkſtoffe, wie z. B. Sand, Schotter, Erde, Schlamm 
und Steine, werden zumeiſt aus dem Oberlaufe der Haupt⸗ und 
Nebengerinne in Folge natürlicher Vorgänge theils ſtändig, theils 
vorübergehend, nicht ſelten aber auch durch gewillkürte Einlagerungen 
oder Einleitungen zugeführt. 

Die Eingangs bezeichneten Veränderungen können: entweder die 
nutzbringende Verwendung des Gewäſſers gefährden, beeinträchtigen 
oder ausſchließen oder aber ſchädliche Einwirkungen des Gewäſſers 
hervorrufen oder vermehren. 

Kann den Entſtehungsurſachen der Veränderungen nicht oder 
nicht vollſtändig begegnet werden, ſo können die angedeuteten Nach⸗ 
theile einzig und allein durch die ſogenannte Räumung der Gerinne 
verhindert, beſeitigt oder doch vermindert werden. 

„Zum Unterſchiede von der ſogenannten Gewinnung von Pflanzen, 
Schlamm, Erde, Sand, Schotter, Steinen und Eis aus Waſſerlauf⸗ 
gerinnen, bei welcher die Aneignung dieſer Materialien in Abſicht auf 


deren Benützung den End- oder Hauptzweck bildet, wird ſchon ſprach⸗ 
gebräuchlich unter der „Räumung“: die ſachgemüße Beſeitigung des 
Pflanzenwuchſes, der Ablagerungen und des Eiſes in Abſicht auf die 
Minderung oder Behebung der aus ihrem Vorhandenſein ſich erge— 
benden Nachtheile verſtanden, bei welchem dieſem End⸗ oder Haupt⸗ 
zwecke gegenüber die auch hiebei ſich ergebende Gewinnung der gleich⸗ 
artigen Materialien entweder gar nicht oder doch nur nebenſächlich 
oder ſogar als waſſerwirthſchaftliche Laſt in Betracht kommt. 

Eine auf die möͤglichſt nutzbringende Verwendung der Gewäſſer 
und die thunlichſte Abwehr gegen deren ſchädliche Einwirkungen ab⸗ 
zielende Waſſerwirthſchaft muß ſchon nach der Natur der Sache und 
insbeſondere auch im Hinblicke auf die aus dem Zuſammenhange der 
Gewäſſer ſich ergebenden Beziehungen gewiſſermaßen von ſelbſt dazu 
gelangen, grundſätzliche Regeln über die oben näherbezeichnete Räumung 
aufzuſtellen. 

Hiebei gelangt ſie zur Anerkennung von Berechtigungen und 
Feſtſtellung von Verpflichtungen, zur Unterſcheidung von unmittelbar 
und mittelbar Berechtigten und Verpflichteten, zur Begründung von 
Concurrenzen und zur Ueberweiſung des über die Einzelnwaſſerwirth— 
ſchaft Hinausgehenden an die betroffenen Geſammtheiten. 

Wie ihr von ihrem Standpunkte aus die rechtliche Eigenſchaft 
des Gewäſſers gleichgiltig iſt, ſo iſt ihr für ihre Forderungen auch 
die rechtliche Eigenſchaft des Gerinnes als ſolches unmaßgeblich, weil 
es für die Forderungen einer die obigen Ziele verfolgenden Waſſer⸗ 
wirthſchaft unentſcheidend iſt, ob öffentliches oder privates Gewäſſer 
über öffentliches oder Privatgut fließt; ja, ſie wird ſchließlich dazu 
gedrängt, ſich ſogar ſolches öffentliches oder Privatgut dienſtbar zu 
machen, welches dem Gerinne anraint, ſie wird endlich dazu gedrängt, 
auf die Frage der Zueignung des Räumungsmateriales jenen Einfluß 
zu üben, der ſich theils aus der Natur der Sache, theils aus der 
Erwägung von ſelbſt ergibt, daß die ſachgemäße Räumung das natür⸗ 
liche oder künſtliche Gerinne lediglich bloßzulegen, keineswegs aber zu 
ändern hat. 

Was darüber hinausgeht, gehört aber ſchon in ein anderes 
waſſerwirthſchaftliches Gebiet, nämlich in das von Schutz- und Re⸗ 
gulirungsbauten; mit anderen Worten: die Räumung der Gerinne 
iſt ſinngemäß mit der Inſtandhaltung derſelben identiſch. 

Nach dieſen dem Weſen nach rein thatſächlichen Vorbemerkungen 
ſoll nun die Räumungsfrage vom Standpunkte des poſitiven Geſetzes 
aus eingehend behandelt werden. Es wird das Verſtändniß dafür 
jedenfalls erleichtert, wenn dieſer Behandlung die geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen über die ſogenannte „Gewinnung“ beſtimmter Materialien 
aus Waſſerläufen vorangeſtellt werden. 

Das Geſetz behandelt die ſogenannte Gewinnung von Pflanzen, 
Schlamm, Erde, Sand, Schotter, Steinen und Eis im Capitel über 
die Benützung der Gewäſſer. 

Zutreffend iſt dieſe Bezeichnung nur in Anſehung des Eiſes, 
das iſt des Waſſers in feſter Aggregatform; in Anſehung der übrigen 
Objecte der ſogenannten Gewinnung kann von der Benützung des 
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Gewäſſers nur in einem uneigentlichen Sinne des Wortes die Rede 
ſein. Sachlich richtig könnte nur von der Gewinnung der in Rede 
ſtehenden Materialien aus Waſſerläufen die Rede ſein, welche nur 
wegen des möglichen Einfluſſes auf die eigentliche Benützung des 
Waſſers ſelbſt einen Gegenſtand der Regelung durch das Waſſerrechts— 
geſetz als ſolches zu bilden hätte. 

Das Geſetz regelt die in Rede ſtehende Gewinnung ausdrücklich 
nur bezüglich der öffentlichen Gewäſſer. 

In dieſen iſt dieſelbe Jedermann, und zwar überall dort ge— 
ſtattet, wo es behördlich nicht verboten iſt. 

Nachdem das Geſetz nicht unterſcheidet, ob das Waſſerlauf⸗ 
gerinne Privat- oder öffentliches Gut iſt, fo wäre die gegenſtändliche 
Gewinnung auch dann und dort verſtattet, wenn und wo öffentliches 
Gewäſſer über Privatgut fließt. In der Regel wird der Eigenthümer 
des Gerinnes allein in der Lage ſein, von der ſonſt Jedermann 
verſtatteten Gewinnung Gebrauch zu machen, weil dieſelbe naturge— 
mäß an die Vorausſetzung des freien oder verſtatteten Zuganges und 
rückſichtlich der freien oder verſtatteten Zufahrt geknüpft iſt. Es kann 
aber keinem Zweifel unterliegen, daß überall dort, wo ein ſolcher Zu— 
gang oder eine ſolche Zufahrt freiſteht oder verſtattet erſcheint, der 
Eigenthümer des Gerinnes die Ausübung der geſetzlichen Verſtattung 
bloß aus dem Titel ſeines Eigenthumes an dem Gerinne Niemandem 
verſagen und rückſichtlich Niemanden daran verhindern kann. 

Beim ſogenannten Privatgewäſſer erſcheint die bisher beſprochene, 
in der Gewinnung der namhaft gemachten Materialien beſtehende Be— 
nützung des Gewäſſers jedem Anderen, als dem ſogenannten Eigen— 
thümer des Gewäſſers verwehrt. 

Was nun die Ausübung des Rechtes der in Rede ſtehenden 
Gewinnung anbelangt, ſo verordnet das Geſetz ausdrücklich, daß erſtens 
durch dieſelbe weder die Beſchaffenheit des Waſſers verändert, noch 
der Waſſerlauf und das Ufer gefährdet, noch ein fremdes Recht ver— 
letzt, noch Jemandem ein Schaden zugefügt werden darf, und daß 
zweitens bei derſelben die auf dieſelbe Bezug habenden Polizeivor⸗ 
ſchriften beobachtet werden müſſen. 

Beim Privatgewäſſer muß zwiſchen ſtehendem und fließendem 
Gewäſſer unterſchieden werden. 

Bei Erſterem tritt — unbeſchadet der durch beſondere Rechts— 
titel etwa begründeten Ausnahmen — die im Eigenthumsrechte ges 
legene Befugniß, von der in Rede ſtehenden Gewinnung nach Be— 
lieben Gebrauch zu machen, in volle Wirkſamkeit und kann ſohin auch 
durch Polizeivorſchriften in keinerlei Weiſe beirrt werden. 

Bei fließenden Privatgewäſſern erſcheint aber die gegenſtänd— 
liche Gewinnung als fogenannte Benützung des Gewäſſers durch die 
Rechte der übrigen Waſſerberechtigten, ſowie durch die aus dem Zu— 
ſammenhange und der Unentbehrlichkeit des Waſſers hervorgehenden 
öffentlichen Rückſichten nach Maßgabe der Geſetze beſchränkt und darf 
auch durch die gegenſtändliche Benützung von Seite des Privateigen— 
thümers keine das Recht eines Anderen beeinträchtigende Verunreini— 
gung des Waſſers, kein ſolcher Rückſtau und keine Ueberſchwemmung 
oder Verſumpfung fremder Grundſtücke verurſacht werden. 

Zieht man noch in Betracht, daß auch bei Privatgewäſſern zu 
jeder Benützung, durch welche auf fremde Rechte oder auf die Be— 
ſchaffenheit, den Lauf oder die Höhe des Waſſers in öffentlichen Ge— 
wäſſern eine Einwirkung entſteht, eine behördliche Genehmigung er— 
forderlich iſt — ſo erſcheint auch für den Privateigenthümer eines 
zumal fließenden Gewäſſers kein mehrerer Raum für die Ausübung 
der gegenſtändlichen Gewinnung, als ſonſt in öffentlichen Gewäſſern 
für Jedermann. 

Was nun die Räumungsfrage anbelangt, ſo regelt das Geſetz die— 
ſelbe, ohne in Detailbeſtimmungen einzugehen und ohne zwiſchen öffent— 
lichen oder Privatgewäſſern zu unterſcheiden — ausdrücklich nur be— 
züglich der künſtlichen Gerinne; es enthält aber eine Reihe grundſätzlicher 
Beſtimmungen, welche es ermöglichen, nicht bloß die mangelnden 
Detailbeſtimmungen nach Maßgabe der Vorſchriften der 88 6 und 7 
des a. b. G.⸗B. unzweifelhaft zu erſchließen, ſondern auch bezüglich 
der natürlichen Gerinne etwas Klarheit zu ſchaffen. 

Das Geſetz verpflichtet zur Räumung künſtlicher Gerinne 
in feſter Reihenfolge: 

1. Denjenigen, dem die Pflicht dazu kraft beſonderer rechts— 
giltiger Verträge oder anderer Rechtstitel obliegt; 


2. den „Eigenthümer“ der „Anlage“ und 

3. wenn der „Eigenthümer“ nicht ausgemittelt werden kann, 
diejenigen Perſonen, welche die Anlage benützen. 

Ad 1. Die rechtsgiltigen Verpflichtungen Anderer als der 
Eigenthümer oder Benützer einer Anlage können civil- oder öffentlich- 
rechtlicher Natur ſein; ſie können für den anderen die Verpflichtung 
als eine ausſchließliche, alſo als unbedingt priorirte, oder als eine 
ſolche conſtituiren, bei welcher der Eigenthümer oder Benützer der 
Anlage oder Beide in Concurrenz treten. 

Ad 2. Nachdem das Geſetz von dem Eigenthümer „der Au— 
lage“ ſpricht und nicht etwa von dem Eigenthümer desjenigen Grund 
und Bodens, welcher das Gerinne bildet, ſo verſteht es darunter 
zweifellos eine Perſon, für welche nicht die civilrechtliche Eigen⸗ 
ſchaft des Grundeigenthümers maßgebend iſt. Der Eigenthümer der 
Anlage kann auch, muß aber nicht Eigenthümer des betroffenen Grund 
und Bodens ſein, dieſer kann vielmehr entweder öffentliches Gut oder 
fremdes Privatgut fein, welches mit der Servitut der Waſſerleitung 
belaſtet iſt. Die Bezeichnung „Eigenthümer“ der Anlage iſt im Sinne 
des Waſſerrechtsgeſetzes auch nicht wörtlich zu nehmen. Es erhellet 
dies inſoferne aus dem Geſetze ſelbſt, als es zur Bezeichnung der 
Perſon, die es rückſichtlich einer künſtlichen Waſſerwerksanlage als den 
Träger der Rechte und Pflichten angeſehen und behandelt wiſſen will, 
ſich einer höchſt verſchiedenen Ausdrucksweiſe bedient, und zwar der 
diesfalls offenbaren Synonyma: „Waſſerberechtigter“, „Beſitzer“, 
„Werksbeſitzer“, „Unternehmer“ und „Bauführer“. 

Ad 3. Für die principielle Verpflichtung der Benützer einer 
Anlage iſt es unentſcheidend, ob die Benützung eine rechtsbeſtändige 
oder bloß thatſächliche, oder aber eine unmittelbare oder bloß mittel⸗ 
bare iſt. 

Es kann wohl keinem begründeten Zweifel unterliegen, daß das 
Geſetz Denjenigen, den es zur Räumung für verpflichtet erklärt, auch 
reciprok dafür berechtigt anſieht. 

Dies ausdrücklich hervorzuheben, erſcheint deßhalb nothwendig, 
weil die Erfüllung der Verpflichtung mit beſonderen Berechtigungen 
ausgeſtattet iſt, deren Geltendmachung von eminenter Bedeutung iſt. 

Es gehören hieher: das zweifelloſe Recht auf Unterſagung 
gewillkürter Einlagerungen oder Einleitungen einſchließlich der Ver⸗ 
folgung derſelben als Waſſerfrevel und die ſpäter noch näher zu be— 
zeichnenden Legalſervituten gegenüber dem Uferbeſitzer. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Competenzeonflicts⸗Entſcheidung. Eine zwiſchen der Staatsver⸗ 

waltung und einer Gemeinde abgeſchloſſene Vereinbarung über die 

freiwillige Beitragsleiſtung der Gemeinde zur Erhaltung eines Staats⸗ 

gymnaſiums begründet kein öffentlich⸗rechtliches, ſondern ein privat⸗ 

rechtliches Verhältniß. Zur Entſcheidung über die Giltigkeit und 

den umfang eines ſolchen Uebereinkommens ſind die ordentlichen 
Gerichte zuſtändig. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 4. Juli 1899 ge⸗ 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über den Antrag des k. k. Mini⸗ 
ſteriums für Cultus und Unterreicht de praes. 15. April 1899, 
3. 127 R.⸗G., auf Entſcheidung eines bejahenden Competenz⸗ 
Conflictes zwiſchen Gerichts- und Verwaltungsbehörden, zu Recht 
erkannt: 

Zur Entſcheidung der bei dem k. k. Kreisgerichte in Piſek mit 
der Klage de praes. 15. October 1897, 3. 4841, anhängig ge= 
machten Streitſache wegen Leiſtung von Beiträgen für das k. k. Ober— 
gymnaſium in Piſek ſeitens der Stadtgemeinde Piſek find die ordent— 
lichen Gerichte zuſtändig. 

Gründe: Als im Jahre 1850 die Reducirung des bis dahin 
ſechsclaſſigen Gymnaſiums in Piſek zu einem Untergymnaſium in 
Frage ſtand, erklärte ſich die Unterrichtsverwaltung mit dem Minifterial- 
Erlaſſe vom 8. September 1850, 3. 7429, bereit, die für die bis 
dahin beſtandenen ſechs Claſſen ſyſtemiſirten Lehrſtellen fortbeſtehen zu 
laſſen, wenn Localmittel vorhanden wären, um damit die Koſten der 
7. und 8. Claſſe zu beſtreiten, und die Anſtalt auf dieſe Weiſe zu 
einem vollſtändigen Gymnaſium zu erheben. Nach längeren Ver— 


handlungen, während welchen die Gemeinde in einer Eingabe vom 
13. Juli 1850, 3. 1620, weiters durch eine Deputation in dem bei 
der k. k. Statthalterei in Prag aufgenommenen Protokolle vom 
30. September 1850, deſſen Inhalt in der Sitzung des Piſeker 
Gemeindeausſchuſſes vom 13. December 1850 förmlich genehmigt 
wurde, endlich in dem unter Intervention des damaligen Miniſterial⸗ 
Referenten Sectionsrathes Ritter von Kleemann gefaßten Beſchluſſe 
des Stadtrathes vom 19. April 1853 beſtimmte Erklärungen ab⸗ 
gegeben hatte, wurde die Verpflichtung der Commune in dem Erlaſſe 
des k. k. Miniſteriums für Cultus und Unterricht vom 24. Juni 1853, 
2. 5635, im Weſentlichen dahin zuſammengefaßt, daß die Gemeinde 
verpflichtet ſei: 1. zur Beſtreitung der Activitätsbezüge des Lehr⸗ 
perſonals einen Jahresbeitrag von 3200 fl., beziehungsweiſe 3500 fl. 
C.⸗M. beizutragen; 2. ein Drittel der normalmäßigen Penſions⸗ 
gebühren aller am Gymnaſium beſtellten Lehrkräfte der Staatscaſſe 
zu erſetzen; 3. das phyſikaliſche Cabinet zu ergänzen; 4. und 5. für 
die naturhiſtoriſchen Lehrmittelſammlungen und für die Gymnaſial⸗ 
Bibliothek jährlich je 50 fl. zu entrichten; 6. Gymnaſiallocalitäten 
beizuſtellen; und 7. für die Beheizung derſelben zu ſorgen. Dieſen 
Verpflichtungen iſt die Gemeinde bis zum Jahre 1894 im Allgemeinen 
nachgekommen und hat ſie nur der Leiſtung des Penſionsdrittels ſich 
zu entziehen verſucht. Die Commune wurde aber diesfalls im 
adminiſtrativen Wege zur Leiſtung der bezüglichen vertragsmäßigen 
Verbindlichkeiten, ſoweit dieſelben beſtritten waren (mit den Miniſterial⸗ 
Erläſſen vom 3. December 1889, Z. 1236, beziehungsweiſe vom 
18. Mai 1877, 3. 2400) verhalten, und hat der k. k. Verwaltungs— 
gerichtshof die Legalität dieſer Entſcheidungen mit den Erkenntniſſen 
vom 19. November 1890, 3. 3637, und vom 29. November 1877, 
3. 1594, ausdrücklich anerkannt. Trotzdem blieb die Gemeinde mit 
der Leiſtung des Penſionsdrittels im Rückſtande, und verweigerte ſeit 
dem Jahre 1894 auch die Einzahlung des Beitrages zur Beſtreitung 
des Aufwandes für das Lehrperſonale. In Erwägung, daß die 
Zahlung des Peuſionsdrittels immerhin der Gemeinde beſchwerlich 
fällt, hat das k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht die Ge— 
neigtheit ausgeſprochen, mit der Gemeinde zum Zwecke der Pauſchalirung 
dieſer Verpflichtungen in Verhandlungen zu treten. Die Gemeinde 
ging jedoch auf dieſes Anerbieten nicht nur nicht ein, ſondern nahm 
in der letzten Zeit in Betreff ihrer Leiſtungen für das Gymnaſium 
gegenüber dem Aerar eine von der bisherigen verſchiedene Haltung 
ein. Zunächſt beſtritt fie die Rechtsverbindlichkeit ihrer in den Fünfziger⸗ 
Jahren gefaßten Beſchlüſſe wegen Uebernahme von Leiſtungen für das 
Gymnasium aus dem Grunde, weil dieſe Beſchlüſſe nicht die höhere 
Genehmigung erhalten hatten. Bevor noch der Gemeinde der 
Miniſterial⸗Erlaß vom 21. Jänner 1897, 3. 28.005 ai 1896, mit 
welcher ihr eröffnet wurde, daß die erwähnten Beſchlüſſe nach dem 
damals zu Recht beſtandenen Gemeinderechte einer höheren Ge— 
nehmigung nicht bedurften, zugekommen war, hatte die Piſeker Ge— 
meindevertretung in ihrer Sitzung vom 16. Jänner 1897 den 
Beſchluß gefaßt, in der Folge keinerlei Beiträge für das Gymnaſium 
zu leiſten, ausgenommen die Beiſtellung von Schullocalitäten. Be— 
züglich der vor dem Jahre 1897 fällig gewordenen Leiſtungen bot 
die Gemeinde einen Vergleich an. Am 2. November 1897, 3. 52.216, 
berichtete die k. k. Finanz-Prokuratur in Prag dem k. k. Miniſterium 
für Cultus und Unterricht, daß die Gemeinde Piſek gegen das 
Aerar die Aufforderungsklage wegen Berühmung mit Anſprüchen rück⸗ 
ſichtlich der Beitragsleiſtungen der Commune für das Piſeker Gym- 
naſium beim k. k. Kreisgerichte in Piſek überreicht habe. Die Finanz⸗ 
Procuratur hat gegen die Klageverbeſcheidung den Recurs ergriffen 
und in demſelben die Competenz des Kreisgerichtes beſtritten; dieſer 
Recurs wurde jedoch vom Oberlandesgerichte abgewieſen. Auch die 
bei der erſten Tagſatzung ſeitens der Finanz-Procuratur erhobene Ein- 
wendung der Incompetenz der Gerichte wurde durch den vom Ober- 
landesgerichte bestätigten Beſchluß des Piſeker Kreisgerichtes vom 
3. November 1898, G.⸗Z.⸗C.⸗G. I 100/16 1/98, abgewieſen. So⸗ 
hin mußte ich die Finanz⸗Procuratur in den Streit einlaſſen, welcher 
inzwiſchen eine Aenderung dadurch erfahren hatte, daß die Stadt⸗ 
gemeinde Piſek ihre Aufforderungsklage in eine Feſtſtellungsklage gemäß 
§ 228 C.⸗P.⸗O. abgeändert hatte. Nachdem dieſe Aenderung unge⸗ 
achtet des Proteſtes der Finanz-Procuratur zugelaſſen wurden war, 
erfloß das Urtheil des k. k, Kreisgerichtes in Piſek vom 10. Februar 
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1899, 3.⸗C.⸗G. 1 100/24 98/9, durch welches die Gemeinde mit 
ihren Anſprüchen zur Gänze abgewieſen wurde. Von der Erwägung 
ausgehend, daß die Entſcheidung über Fragen des Schulweſens als 
ſolche des öffentlichen Rechtes nicht in die Competenz der Gerichte 
fällt, ſondern gemäß der Hofdecrete vom 13. Auguſt 1784, J.⸗G.⸗S. 
Nr. 322 und vom 13. Juni 1785, G.⸗G.⸗S. Nr. 444, an die 
politiſchen Behörden verwieſen wurde und weiters über die Leiſtungen 
für öffentliche Unterrichtsanſtalten nach dem Schulaufſichtsgeſetze für 
Böhmen vom 24. Februar 1878, L.⸗G.⸗Bl. Nr. 17 (§ 26, 3. 6 
im Zuſammenhalte mit § 39, Z. 3) die Unterrichtsbehörden, ſomit 
Verwaltungsbehörden zu entſcheiden berufen find, hat das k. k. Mini- 
ſterium für Cultus und Unterricht mit dem Erlaſſe vom 8. Februar 
1899, 3. 2174, den böhmiſchen Landesſchulrath beauftragt, im Wege 
der Finanz-Procuratur im Sinne des § 12 des Geſetzes vom 
18. April 1869, G.⸗G.⸗Bl. Nr. 44, dem Kreisgerichte in Piſek mit— 
zutheilen, daß ſeitens des genannten Miniſteriums die Zuſtändigkeit 
der Verwaltungsbehörden in dieſer Streitſache in Anſpruch genommen 
werde. Dieſe Verſtändigung kam dem Kreisgerichte, wie ſich aus 
deſſen Zuſchrift vom 16. Februar 1899, C.-G. 1 1001/25 98 U, 
ergibt, zu einer Zeit zu, in welcher der Spruch in der Hauptſache 
noch nicht in Rechtskraft erwachſen war. Nachdem der Verwaltungs— 
gerichtshof laut der oben citirten Erkenntniſſe zwar nicht über die 
Geſammtheit der gegenſtändlichen Verbindlichkeiten, wohl aber über 
einzelne, aus dem betreffenden Vortrage abgeleitete Leiſtungen und 
den Umfang derſelben meritoriſch entſchieden, ſonach die Competenz 
der Gerichte nicht anerkannt hat, ſo erklärt das Miniſterium für 
Cultus und Unterricht auch angeſichts der vorliegenden gerichtlichen 
Judicate keine Veranlaſſung zu haben, von ſeiner Auffaſſung abzu— 
gehen, erachtet vielmehr bei der gegenwärtigen Sachlage den Beſtand 
eines affirmativen Competenzconflictes zwiſchen Gerichts- und Ver— 
waltungsbehörden für gegeben und ſtellt daher den Antrag, das 
k. k. Reichsgericht möge auf Grund des § 12 des Geſetzes vom 
18. April 1869, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 44, den Beſtand eines afſirmativen 
Competenzconflictes als gegeben anerkennen und entſcheiden, ob in 
der angeführten Streitſache die Verwaltungsbehörden oder die ordent— 
lichen Gerichte zur Austragung competent ſind. 

Bei der öffentlichen mündlichen Verhandlung hat der Vertreter 
des k. k. Miniſteriums für Cultus und Unterricht überdies das aus— 
drückliche Petit geſtellt, das Reichsgericht wolle im Sinne der Competenz 
der Adminiſtrativbehörden erkennen, und dies wie folgt begründet: 
Es ſei ein allgemeiner Rechtsgrundſatz, daß in Angelegenheiten des 
öffentlichen Rechtes die Adminiſtrativbehorden, in Angelegenheiten des 
Privatrechtes die Gerichte zu entſcheiden haben. Dies gelte überall, 
wo nicht durch beſondere Beſtimmung eine abweichende Normirung 
ſtattgefunden habe. Es frage ſich alſo hier darum, ob die Verein— 
barung der Regierung mit der Gemeinde Piſek einen öffentlich- recht⸗ 
lichen oder privatrechtlichen Charakter beſitze. Eine Vereinbarung be— 
gründe nur wohl dann ein öffentlich-rechtliches Verhältniß, wenn das 
Intereſſe an dieſem Verhältniß über jenes der vertragſchließenden 
Parteien hinausreiche und jenes anderer Factoren berühre. Dies ſei 
hier der Fall. Zwiſchen den in Rede ftehenden vereinbarten Leiſtungen 
der Gemeinde und dem Beſtande des Obergymnaſiums in Piſek 
walte ein weſentlicher Zuſammenhang ob, an dem Beſtande dieſes 
Gymnaſiums ſei aber das Intereſſe der Bevölkerung Piſeks, alſo 
der Oeffentlichkeit betheiligt, Gleiches gelte ſonach auch von den 
Leiſtungen der Gemeinde. Hieraus ergebe ſich die Competenz der Ver— 
waltungs-Behörden. 

Das k. k. Reichsgericht iſt bei ſeiner Entſcheidung von folgenden 
Erwägungen ausgegangen: 

Daß die Gemeinde Piſek zur Leiſtung von Beiträgen auf das 
Piſeker k. k. Staats-Obergymnaſium geſetzlich verpflichtet wäre. 
wird Seitens des k. k. Miniſteriums für Cultur und Unterricht nicht 
behauptet; es beſteht auch thatſächlich kein Geſetz, welches der Ge— 
meinde Piſek eine ſolche Verpflichtung auferlegen würde. 

Es wurde ſomit durch die anläßlich der Abſicht der Staats— 
verwaltung, das in Piſek beſtandene k. k. ſechsclaſſige Staatsgymnaſium 
auf ein vierclaſſiges Untergymnaſium zu vedneieren, mit der Staats- 
verwaltung getroffene, mit dem Erlaſſe des k. k. Miniſteriums für 
Cultus und Unterricht vom 24. Juni 1853, 3. 5635, beurkundete 
Vereinbarung, welche zwiſchen ſelbſtſtändigen juriſtiſchen Perſonen 
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über vermögensrechtliche Fragen getroffen wurde, kein öffentlich- recht⸗ 
liches, ſondern ein privatrechtliches Verhältniß geſchaffen. 

Daß dieſes Verhältniß als ein zweiſeitig verbindlicher Vertrag 
auch Seitens des genannten Miniſteriums aufgefaßt wurde, ergibt 
ſich deutlich daraus, daß im Miniſterial-Erlaſſe vom 10. October 1852, 
Z. 9701, anerkannt wurde, daß die bindende Kraft einer über die 
Erfüllung der gemachten Zuſagen auszuſertigenden Widmungsurkunde 
nur fo weit reicht, als das Obergymnaſium von der Regierung aner⸗ 
kannt und erhalten wird, und daß wieder dieſe Anerkennung zunächſt 
durch die wirkliche Erfüllung der von der Gemeinde eingegangenen 
Verpflichtungen bedingt iſt, ſowie daraus, daß im Miniſterial-Erlaſſe 
vom 24. Juni 1853, 3. 5635, ausdrücklich von einer „Vertrags- 
ſtipulation“ geſprochen wird. 

Daß auch die Stadtgemeinde Piſek das Rechtsverhältniß ſeit 
jeher als ein privatrechtliches auffaßt, ergibt ſich namentlich aus dem 
Inhalte ihres wider den Erlaß des k. k. böhmiſchen Landesſchulrathes 
vom 3. März 1898, Z. 6025, (vorſichtsweiſe) ergriffenen Recurſes, 
in welchem ausdrücklich hervorgehoben wird, es ſeien die Adminiſtrativ⸗ 
behörden nicht competent. 

Hiernach erſcheinen zur Entſcheidung des über die Giltigkeit 
und den Umfang des erwähnten Uebereinkommens zwiſchen der Staats— 
verwaltung und der Stadtgemeinde Piſek ausgebrochenen, mit der 
Klage de praes. 15. October 1897, 3. 4841, anhängig gemachten 
Streites keineswegs die Adminiſtrativbehörden, ſondern die ordent⸗ 
lichen Gerichte zuſtändig. 

Hieran vermögen die vom Miniſterium für Cultus und Unter— 
richt angerufenen geſetzlichen Beſtimmungen nichts zu ändern, denn 
die identiſchen Hofdecrete vom 13. Auguſt 1784, J.⸗G.⸗S. Nr. 322, 
und vom 13. Juni 1785, J.⸗G.⸗S. Nr. 444, verweiſen „die Gegen⸗ 
ſtände, jo die unter was immer für einem Titel der öffentlichen Schul— 
lehrer von den Gemeinden zugefloſſenen Einkünfte betreffen“, an die 
politiſchen Behörden, während es ſich im vorliegenden Falle nicht um 
Anſprüche von Schullehrern an eine Gemeinde handelt; und das 
böhmiſche Landesgeſetz vom 24. Februar 1873, L.⸗G.⸗Bl. Nr. 17, 
regelt wohl die Aufſicht über das Schulweſen in allen ad mi ni⸗ 
ſtrativen Angelegenheiten auch bezüglich der Beiträge zu Schul⸗ 
zwecken, allein die Entſcheidung ſtreitiger Fragen des Privatrechtes 
wird in dieſem Geſetze den Adminiſtrativbehörden nicht übertragen. 


(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 4. Juli 1899, 3. 199.) 


Die Verpflichtung zur Entrichtung der Collectur iſt eine Reallaſt, 
zu deren Präſtirung im Falle einer Theilung der Realität die Eigen⸗ 
thümer der Trennſtücke zur ungetheilten Hand verpflichtet find, 
Die von Trennſtückbeſitzern wenn auch freiwillig geleiſteten Collec⸗ 
turen ſind von der auf die Stammrealität entfallenden Geſammt⸗ 
giebigkeit in Abzug zu bringen. 

Die Bh. hat über die gegen den Zahlungsauftrag erhobenen 
Einwendungen des J. K. mit Entſcheidung vom 17. September 1897, 
Z. 12.712, zu Recht erkannt: 95 

Mit Rückſicht darauf, daß die früheren Beſitzer der Realitäten 
Hausnummer 7 in O., Hausnummer 13 in N., Hausnummer. 4 in 
W. die Collectur von dieſen Realitäten entrichtet haben, ſowie im 
Hinblick darauf, daß J. K. gegenwärtig Eigenthümer dieſer Realitäten 
oder wenigſtens von Theilen derſelben iſt, wird der Genannte ſchuldig 
erkannt, die von den beſagten Realitäten pro 1896 rückſtändigen 
Collecturen im Geſammtbetrage von 3 fl. 51 kr. binnen 8 Tagen 
nach Eintritt der Rechtskraft des Erkenntniſſes bei Vermeidung der 
politiſchen Execution zu bezahlen. . 5 

Hiebei wurde bemerkt, daß die Verpflichtung zur Entrichtung 
der Collectur eine Reallaſt iſt, die die ganze Realität belaſtet, ſo 
zwar daß für den Fall, als die bezügliche Realität getheilt wird, die 
Eigenthümer der einzelnen Theile bezüglich der Entrichtung der 
Collectur zur ungetheilten Hand verpflichtet ſind. ’ 

In der gegen die Entſcheidung eingebrachten Berufung führt 
Recurrent aus, daß er die mit der Collectur belaſteten Häuſer, als 
Nr. 7 in O. im Jahre 1881 an J. M., Nr. 4 in J. 182 an K. V. 
und Nr. 13 in N. im Jahre 1882 an M. St. verkauft habe und wäre 
die Collectur auch von den genannten Eigenthümern dieſer Häuſer ent⸗ 


richtet worden. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Da J. K. laut der im Acte inliegenden Grundbuchsauszüge den 
größeren Theil jener Realitäten nach beſitzt, zu welchen 
die obgedachten drei wegverkauften Häuſer grundbücherlich gehörten, 
der rechtliche Beſtand und das in der erſtinſtanzlichen Entſcheidung 
fixirte Ausmaß der in Frage kommenden Giebigkeit von Seiten des 
Recurrenten aber nicht angefochten wird, ſo hat die Landesregierung 
die Entſcheidung der Bh. aus deren Gründen beſtätigt. 

Gegen die Entſcheidung der Landesregierung hat J. K. den 
Miniſterial⸗Recurs eingebracht und darin nochmals angeführt, daß die 
Collectur thatſächlich von den gegenwärtigen Eigenthümern der Häuſer 
Nr. 7 in O., Nr. 4 in N. und Nr. 13 in N. präſtirt werde und da= 
her nicht noch einmal von ihm gefordert werden könne. 

Das Pfarramt in A. beſtätigte zwar, daß die gegenwärtigen 
Eigenthümer der mehrerwähnten Häuſer „freiwillig“ die „auf die 
Häusler entfallende“ Collectur von 17%, M. entrichtet haben, 
daß es ſich aber damit nicht begnügen könne, da der Ausfall ein zu 
großer ſei. Doch könne der gedachte Betrag zu Gunſten der 
Eigenthümer dieſer Häuſer von der Geſammtcollectur in Abzug ge— 
bracht werden. 

Das Miniſterium für Cultus und Unterricht hat mit Ent— 
ſcheidung vom 8. Juli 1898, 3. 15.677, dem Recurſe gegen die 
Entſcheidung der Landesregierung keine Folge zu geben und die an— 
gefochtene Entſcheidung mit der Abänderung zu beſtätigen gefunden, 
daß auf die durch J. K. für das Jahr 1896 abzuſtattende Collectur jene 
allfälligen Geld- oder Naturalleiſtungen in Anrechnung zu bringen ſeien, 
welche in dem bezeichneten Jahre von den gegenwärtigen Eigenthümern 
der Häuſer Nr. 7 in O., Nr. 13 in N. und Nr. 4 in N. zur theil⸗ 
weiſen Abſtattung der Collectur an das Pfarramt in A. etwa abge— 
führt wurden. Dr. 2 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Hofrathe der Finanz⸗Landesdirection in Lemberg 
Dr. Emil Ritter von Wieniawa-Zubrzyeki das Ritterkreuz des Leopold⸗ 
Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe bei der Finanz-Direction in 
Czernowitz Johann Mayer den Orden der eiſernen Krone III. Claſſe verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Miniſterialrath im Miniſterium für Cultus und 
Unterricht Dr. Richard Freiherrn von Bienerth zum Vicepräſidenten des 
Landesſchulrathes für Nieder⸗Oeſterreich ernannt und bewilligt, daß derſelbe ad 
personam in die IV. Rangsclaſſe eingereiht werde. 

Se. Majeſtät haben den Profeſſor an der boͤhmiſch⸗-ſlaviſchen Handels⸗ 
Akademie in Prag Johann Kolousek zum Sectionsrathe extra statum im 
Finanzminiſterium ernannt. . 

Se. Majeſtät haben dem Vicepräſidenten des Landesſchulrathes für Nieder⸗ 
Oeſterreich Dr. Erich Wolf anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Orden 
der eiſernen Krone II. Claſſe verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hauptſteuereinnehmer Joſef Schacherl in Ried 
anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines kaiſerlichen Rathes 
verliehen. 4 

Der Finanzminiſter hat den Finanzrath in Salzburg Alois Kliment 
zum Finanzrathe bei der Finanz⸗Landesdirection in Brünn und den Finanzrath 
in Innsbruck Dr. Anton Mroczenski zum Finanzrathe bei der Finanz⸗Direction 
in Salzburg ernannt. l 

Der Oberſte Rechnungshof hat den Rechnungs⸗Official des Finanz⸗ 
miniſteriums Engelbert Erben zum Rechnungsrevidenten des Oberſten Rechnungs⸗ 
hofes ernannt. , 

Der Finanzminiſter hat die Miniſterial⸗Viceſecretäre Dr. Alois Körner, 
Dr. Ritt. Joſef Kund rat von Lüftenfeld und Dr. Carl Hunka zu Miniſterial⸗ 
Secretären, die Miniſtrial⸗Concipiſten Eduard Bugno, Dr. Vladimir Val⸗ 
nidef und Dr. Carl Redinger zu Miniſterial⸗Viceſecretären im Finanzmini⸗ 
ſterium ernannt. I; - 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſeeretär Richard Müller zum Finanz⸗ 
rathe bei der Finanz⸗Landesdirection in Tirol und Vorarlberg ernannt. 


Erledigungen. 


1 Kanzleiofſicials ſtelle in der X., ſowie 1, eventuell 2 Kanzliſten⸗ 
ſtellen in der XI. Rangsclaſſe beim Verwaltungsgerichtshofe bis 21. October 1899. 
(Amtsbl. Nr. 218.) 


DE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 27 und 28 der Erkenntniſſe finanz. Theil, 1898. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


